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Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann,
Mit grosser Empörung nehmen wir davon Kenntnis, dass der Bundesrat am 15.6.2018 die Bestimmungen zur Waffenausfuhr erneut gelockert hat und nun erlauben will, dass Waffen auch in Länder exportiert werden dürfen, die in einem Bürgerkrieg stehen. 
Wir sind über diesen Entscheid äusserst besorgt. Wir sehen einen direkten Zusammenhang zwischen Waffenhandel und den Ursachen, die Menschen in die Flucht treiben. Es erscheint uns weder wirksam noch legitim, aus sicherheitspolitischen Gründen die Regelungen für Waffenexporte aus der Schweiz zu lockern.
Den Bundesratsentscheid erachten wir aus folgenden Gründen als höchst problematisch:
1. Sie argumentieren, dass die Schweiz auf Exporte angewiesen ist, um die eigene Sicherheit militärisch gewährleisten zu können. Mit Ihrem Entscheid geben Sie diesen militärisch orientierten Sicherheitsüberlegungen höhere Priorität als dem Risiko eines Missbrauchs von Waffen, das mit dem Export immer gegeben ist. Die Schweiz ist somit bereit, ihre Sicherheit mit dem Leid zu erkaufen, das diese Waffen in anderen Staaten verursachen werden. Das widerspricht der humanitären Tradition der Schweiz.

2. Sie brechen mit diesem Entscheid das Versprechen, das der Bundesrat 2009 gegeben hat, nach einer Ablehnung der Waffenexport-Initiative der GSOA an einer restriktiven Export-Regelung festzuhalten. Wir haben das dem Bundesrat damals geglaubt und sind zutiefst enttäuscht über diesen Wortbruch.

3. Der Entscheid widerspricht unserer Ansicht nach auch der Neutralität der Schweiz. Auch wenn die Waffen nicht gegen Regimegegner eingesetzt werden können, dient der Waffenhandel mit umstrittenen Regimen in Staaten, die in einem Bürgerkrieg stehen, diesen Regimen in ihrem Machterhalt. Indirekt greift die Schweiz so in den Bürgerkrieg ein.

Wir wünschten uns, der Bundesrat würde sich vermehrt für die Entwicklung von gewaltfreien Methoden zur Intervention in bewaffneten Konflikten einsetzen, statt aus militärisch-sicherheitspolitisch Erwägungen das Risiko in Kauf zu nehmen, dass diese durch Waffenlieferungen angeheizt werden.
Wir bitten Sie darum, den Entscheid der Lockerung der Regelung zu Waffenexportgeschäften umgehend zurück zu nehmen!
Hochachtungsvoll

